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V e r b r a u c h e r r e c h t
Unzulässige Abschalteinrichtung
Der Bundesgerichtshof hat in einem Hin-
weisbeschluss darauf verwiesen, dass bei 
einem Fahrzeug, welches bei Übergabe an 
den Käufer mit einer unzulässigen Abschalt-
einrichtung ausgestattet war, vom Vorlie-
gen eines Sachmangels auszugehen sein 
dürfte (§ 434 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BGB), weil 
die Gefahr einer Betriebsuntersagung durch 
die für die Zulassung zum Straßenverkehr 
zuständige Behörde besteht und es damit 
an der Eignung der Sache für die gewöhn-
liche Verwendung (Nutzung im Straßenver-
kehr) fehlen dürfte.

Außerdem wies der Bundesgerichtshof 
darauf hin, dass die Auffassung des Beru-
fungsgerichts rechtsfehlerhaft sein könnte, 
dass die vom Käufer gemäß § 439 Abs. 1 
Alt. 2 BGB geforderte Ersatzlieferung eines 
mangelfreien Neufahrzeugs unmöglich sei 
(§ 275 Abs. 1 BGB), weil der Kläger ein Fahr-
zeug der ersten Generation der betreffenden 
Serie (hier: VW Tiguan 2.0 TDI) erworben 
habe, dieses aber nicht mehr hergestellt 
werde und ein solches Modell auch nicht 
mehr beschafft werden könne. Denn im 
Hinblick auf den Inhalt der vom Verkäufer 
vertraglich übernommenen Beschaffungs-
pflicht dürfte – anders als das Berufungsge-
richt gemeint hat – ein mit einem nachträg-
lichen Modellwechsel einhergehender mehr 
oder weniger großer Änderungsumfang für 
die Interessenlage des Verkäufers in der Re-
gel ohne Belang sein.
Vielmehr dürfte es – nicht anders als sei das 
betreffende Modell noch lieferbar – im We-

sentlichen auf die Höhe der Ersatzbeschaf-
fungskosten ankommen. Dies führe jedoch 
nicht zur Unmöglichkeit der Leistung ge-
mäß § 275 Abs. 1 BGB; vielmehr könne der 
Verkäufer eine Ersatzlieferung gegebenen-
falls unter den im Einzelfall festzustellenden 
Voraussetzungen des § 439 Abs. 4 BGB ver-
weigern, sofern die Ersatzlieferung nur mit 
unverhältnismäßigen Kosten möglich sei.
Bundesgerichtshof,
Hinweisverfügung vom 08.01.2019
– VIII ZR 225/17 –

S o z i a l r e c h t
Sozialwidriges Verhalten 
Das Landessozialgericht Niedersachsen- 
Bremen hat entschieden, dass die vollstän-
dige Ausgabe eines geerbten Vermögens 
in Höhe von rund 200.000 Euro innerhalb 
kurzer Zeit ein grob fahrlässiges und auch 
sozialwidriges Verhalten darstellt. Ein Hartz 
IV-Empfänger, der im Anschluss an die Ver-
schwendung seines Erbes erneut Grund- 
sicherungsleistungen bezieht, darf diese 
Leistungen daher nicht behalten.
Im zugrunde liegenden Fall klagte ein 
51-jähriger Hartz IV-Empfänger aus Emden, 
der nach dem Tod seines Onkels im Jahre 
2011 zunächst von dessen Erbe lebte. Als 
der Mann ab 2013 erneut Grundsicherungs-
leistungen bezog, nahm das Jobcenter eine 
Rückforderung vor. Er habe das geerbte 
Vermögen in kurzer Zeit verschwendet und 
hierdurch seine Hilfebedürftigkeit herbeige-
führt. Demgegenüber rechtfertigte sich der 
Mann mit einer vermeintlichen Alkoholer-
krankung. Er habe den überwiegenden Teil 
des Tages in Gaststätten verbracht.
Das Landessozialgericht Niedersachsen- 
Bremen bestätigte die Rechtsauffassung 
des Jobcenters. Der Kläger habe geerbtes 
Immobilienvermögen von 120.000 Euro 
sowie Geld- und Wertpapiervermögen von 
80.000 Euro innerhalb von zwei Jahren ver-
schwendet und sei nun völlig mittellos. Sei-
ne Bank habe das überzogene Girokonto 
gekündigt, ihm drohe eine Stromsperre und 
er sei auf Lebensmittelgutscheine angewie-
sen. Freimütig habe er eingeräumt, das Erbe 
"ausgegeben und vertrunken" zu haben. 
Allein 60.000 Euro habe er verschenkt um 
zu gefallen. Ein solches Ausgabeverhalten 
sei nach Überzeugung des Gerichts grob 
fahrlässig und in hohem Maße zu missbil-
ligen. Es laufe dem Grundsatz der Eigen-

verantwortung zuwider. Da der Kläger eine 
Erwerbstätigkeit nicht beabsichtigte, hätte 
ihm klar sein müssen, dass er mit seinem 
sozialwidrigen Verhalten in kurzer Zeit wie-
der auf staatliche Leistungen angewiesen 
sein würde. Ein statistisch durchschnitt-
licher, nichterwerbstätiger Mann hätte bei 
ganz normalen Ausgaben sieben Jahre und 
sieben Monate von dem Vermögen leben 
können. Die behauptete Alkoholerkran-
kung habe nach Überzeugung des Gerichts 
und der beteiligten Ärzte keineswegs zum 
Kontrollverlust geführt, da der Kläger auch 
sehr vernünftige Entscheidungen getroffen 
habe, wie Schuldentilgung und den Kauf ei-
ner Eigentumswohnung.
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen,
Urteil vom 12.12.2018 – L 13 AS 111/17 –

M i e t r e c h t
Abgestellte Wasserversorgung 
Lässt der Vermieter die Wasserversorgung 
einer Mietwohnung abstellen, so rechtfer-
tigt dies eine Mietminderung von 50 %. 
Denn durch die fehlende Wasserversorgung 
ist das Badezimmer gar nicht und die Kü-
che nur eingeschränkt nutzbar. Dies hat das 
Landgericht Frankfurt (Oder) entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall veranlasste 
der Vermieter einer Wohnung im Septem-
ber 2016 beim örtlichen Versorgungsträger, 
dass die Wasserversorgung zu der Woh-
nung abgestellt wird. Dieser Zustand dau-
erte bis Januar 2017. Die Mieter der Woh-
nung beanspruchten aufgrund dessen eine 
Mietminderung. Da der Vermieter dies nicht 
akzeptierte, kam es zu einem gerichtlichen 
Verfahren vor dem Amtsgericht Bernau bei 
Berlin. Schließlich musste das Landgericht 
Frankfurt (Oder) über den Fall entscheiden.
Das Landgericht Frankfurt (Oder) entschied 
zu Gunsten der Mieter. Sie haben ihre Miete 
um 50 % mindern dürfen. Ohne fließendes 
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Wasser sei das Badezimmer gar nicht und 
die Küche nur eingeschränkt nutzbar. Dabei 
handele es sich um wesentliche Funktions-
räume einer Wohnung. Das Vorhandensein 
einer intakten Wasserversorgung gehöre 
zum vertragsgemäßen Gebrauch einer 
Wohnung. Diesen habe der Vermieter vor-
sätzlich beeinträchtigt. Aus diesem Grund 
habe es auch keiner Mängelanzeige durch 
die Mieter bedurft.
Landgericht Frankfurt (Oder),
Urteil vom 15.11.2018 – 15 S 112/17 –

R e i s e r e c h t
Geänderte Abflugzeiten
Das Amtsgericht Nürnberg hat entschieden, 
dass eine Fluglinie nach der Fluggastrechte-
verordnung verpflichtet ist, die Kunden min-
destens zwei Wochen vor der planmäßigen 
Abflugzeit über Änderungen zu unterrich-
ten. Es genügt nicht, dass die Informationen 
über die Flugzeitenänderung bereits auf der 
Homepage der Fluglinie aufgeführt sind.

Der Kläger des zugrunde liegenden Streit-
falls wollte an einem Tag im August 2018 
um 5 Uhr zusammen mit seiner Ehefrau und 
den beiden minderjährigen Kindern von 
Nürnberg nach Rhodos fliegen, wobei er die 
Reise über einen Reiseveranstalter gebucht 
hatte. Die beklagte Fluglinie beschloss be-
reits im Mai 2018, den Flug des Klägers auf 
auf 18.05 Uhr zu verlegen. Mit einer E-Mail 
vom 21. Juli 2018 informierte die Fluglinie 
den Kläger und dessen Familienangehöri-
ge über die geänderte Flugzeit. Der Kläger 
hatte im Juli 2018 versucht, über die Home-
page der Fluglinie Sitzplätze zu reservieren. 
Auf der Homepage waren die geänderten 
Flugzeiten bereits eingetragen.
Die Fluglinie war daher der Auffassung, 
dass dem Kläger kein Ausgleichsanspruch 
mehr zustehe, da der in Artikel 5 Abs. 1 der 
Fluggastrechteverordnung geregelte Aus-
nahmefall einer rechtzeitigen Information, 
welche mindestens zwei Wochen vor der 
planmäßigen Abflugzeit erfolgen muss, er-
füllt sei.
Das Amtsgericht Nürnberg sprach dem 
Kläger und dessen Familie insgesamt 1.600 
Euro an Ausgleichszahlungsansprüchen aus 
der Fluggastrechteverordnung zu. Nach An-
sicht des Amtsgerichts sei der Kläger nicht 
rechtzeitig über die Annullierung der plan-
mäßigen Abflugzeit unterrichtet worden. 
Der Kläger hätte spätestens am 20. Juli 2018 
um 5 Uhr von der Fluglinie die entspre-
chenden Informationen erhalten müssen. 
Tatsächlich habe diese ihm aber erst am 
21. Juli 2018 die geänderten Flugzeiten 
mitgeteilt. Die Tatsache, dass der Reisever- 
anstalter bereits vorher informiert worden 
sei, sei nicht maßgeblich, da der Reisever-

mittler bzw. Reiseveranstalter kein Em- 
pfangsvertreter des Passagiers sei.
Auch dass die Fluglinie auf ihrer Home-
page bereits die geänderten Abflugzeiten 
dargestellt hatte, als der Kläger versuchte, 
dort eine Sitzplatzreservierung vorzuneh-
men, genüge nach Ansicht des Amtsge-
richts Nürnberg nicht. Der Anspruch des 
Klägers auf Ausgleichszahlung entfalle nach 
der Fluggastrechteverordnung nur in dem 
Ausnahmefall einer zweck- und zielgerich-
teten Unterrichtung durch die Fluglinie. Es 
sei nicht ausreichend, dass der Fluggast 
nur im Rahmen einer anderen Tätigkeit 
– mehr oder weniger zufällig – Kenntnis 
von der Änderung der Flugzeiten erlange. 
Unterrichten bzw. Informieren im Sinn der 
Fluggastrechteverordnung bedeute ein 
bewusstes und zweckgerichtetes Übermit-
teln von Informationen an einen konkreten 
Adressaten.
Amtsgericht Nürnberg,
Urteil vom 23.01.2019 – 19 C 7200/18 –

A r b e i t s r e c h t
Mindest-Ehedauer für Hinterbliebenen-
versorgung
Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, 
dass eine in Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen enthaltene Versorgungsregelung, 
nach der die Hinterbliebenenversorgung 
entfällt, wenn im Zeitpunkt des Todes des 
Versorgungsberechtigten die Ehe nicht min-
destens zehn Jahre bestanden hat, den un-
mittelbar Versorgungsberechtigten unange-
messen benachteiligt und daher nach § 307 
Abs. 1 Satz 1 BGB unwirksam ist.
Die Klägerin des zugrunde liegenden Falls ist 
Witwe ihres im Jahr 2015 verstorbenen Ehe-
manns, dem von seinem ehemaligen Arbeit-
geber u.a. eine Hinterbliebenenversorgung 
zugesagt worden war. Nach der Versor-
gungszusage entfällt die Witwenversorgung, 
wenn die Ehe im Zeitpunkt des Todes des 
Versorgungsberechtigten nicht mindestens 
zehn Jahre bestanden hat. Die Ehe war im Juli 
2011 geschlossen worden. Die Klägerin hält 
den Ausschluss der Witwenversorgung für 
unwirksam. Die auf Zahlung einer Witwen-
rente ab Mai 2015 gerichtete Klage wurde 
von den Vorinstanzen abgewiesen.
Die Revision der Klägerin hatte vor dem 
Bundesarbeitsgericht Erfolg. Enthalte eine 
Versorgungszusage Allgemeine Geschäfts-
bedingungen, so bewirke eine hierin ent-
haltene Mindestehedauerklausel von zehn 
Jahren eine unangemessene Benachteili-
gung des Versorgungsberechtigten, so das 
Gericht. Sage der Arbeitgeber eine Hinter-
bliebenenversorgung zu, entspreche es der 
im Gesetz angelegten Vertragstypik, dass die 
Ehepartner der Arbeitnehmer abgesichert 
sind. Schränke der Arbeitgeber den danach 
erfassten Personenkreis zulasten des Arbeit-
nehmers in der Versorgungszusage weiter 
ein, unterliege diese Einschränkung der An-
gemessenheitskontrolle nach § 307 Abs. 1 
Satz 1 BGB. Werde die Zusage auf Ehepartner 
beschränkt, mit denen der Arbeitnehmer im 
Zeitpunkt des Todes mindestens zehn Jahre 
verheiratet war, werde laut Bundesarbeitsge-
richt von der die Hinterbliebenenversorgung 
kennzeichnenden Vertragstypik abgewichen. 
Orientiere sich eine Ausschlussklausel an 

willkürlich gegriffenen Zeitspannen ohne 
inneren Zusammenhang zum Arbeitsver-
hältnis und zum verfolgten Zweck, so sei 
eine unangemessene Benachteiligung des 
Versorgungsberechtigten gegeben, weil der 
Zweck der Hinterbliebenenversorgung durch 
eine solche zehnjährige Mindestehedauer 
gefährdet sei.
Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 19.02.2019 – 3 AZR 150/18 –

M i e t r e c h t
Schuhregal und Waschmaschine im Hausflur
Stellt ein Wohnungsmieter im Hausflur ein 
Schuhregal und eine Waschmaschine ab, 
so steht dem Vermieter ein Anspruch auf 
Entfernung zu. Denn das Abstellen von Ge-
genständen im Treppenhaus ist nicht vom 
Mietvertrag umfasst und aus Brandschutz-
gründen unzulässig. Dies hat das Amtsge-
richt Berlin-Köpenick entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall hatten die 
Mieter einer Wohnung vor ihrer Wohnungs-
tür ein Schuhregal aus Holz und eine Wasch-
maschine abgestellt. Die Vermieterin hielt dies 
für unzulässig und verlangte, dass die Gegen-
stände aus dem Hausflur entfernt werden. 
Dem verweigerten sich aber die Mieter. Sie 
führten unter anderem an, dass sie aus ge-
sundheitlichen Gründen die Waschmaschine 
nicht entfernen können. Der Vermieterin war 
dies egal und sie erhob daher Klage.
Das Amtsgericht Berlin-Köpenick entschied 
zu Gunsten der Vermieterin. Ihr stehe ein 
Anspruch auf Entfernung des Schuhregals 
und der Waschmaschine aus dem Hausflur 
des Mietshauses zu. Die Vermieterin habe 
den Mietern durch den Mietvertrag die Nut-
zung der Mieträume überlassen, hierzu ge-
höre aber nicht der Gebrauch des Treppen-
hauses in der Weise, dass dort Gegenstände 
abgestellt werden dürfen. Einerseits werden 
im Falle eines Brandes Fluchtwege versperrt, 
andererseits sei das Abstellen eines Holz- 
regals aus Brandschutzgründen nicht erlaubt.
Soweit die Mieter anführten, aus gesundheit-
lichen Problemen nicht in der Lage zu sein, 
die Waschmaschine zu entfernen, hielt das 
Amtsgericht dies für unbeachtlich. Es ver-
wies darauf, dass sich die Mieter dann Hilfs- 
personen bedienen müssten.
Amtsgericht Berlin-Köpenick,
Urteil vom 06.10.2017 – 4 C 143/17 –
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